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FLÜSSIGGAS-TERMINAL „DEUTSCHE OSTSEE“

LNG-Terminal Mukran: Keine Genehmigung vor Ostern

Der Tanker „Maran Gas Alexandria“ soll Flüssigerdgas zu Testzwecken verladen

Der Tanker „Maran Gas Alexandria“ soll in den kommenden Tagen Flüssigerdgas zu Testzwecken ver-
laden. Das Schiff ist im Hafen Mukran angekommmen. Unterdessen wartet die Deutsche Regas auf
einen weiteren Genehmigungsbescheid.

Seit Ende Februar liegt das rund 300 Meter lange LNG-
Spezialschiff „Energos Power“ in Mukran, der Testbe-
trieb wurde bereits gestartet. Doch bevor das wieder-
erwärmte Erdgas dauerhaft in die rund 50 Kilome-
ter lange Pipeline nach Lubmin fließen kann, ist eine
weitere Genehmigung erforderlich. „Es ist nicht davon
auszugehen, dass der Genehmigungsbescheid noch
vor Ostern ausgelegt wird“, heißt es vom zuständigen
Umweltministerium des Landes. Doch vor der Küste
Jasmunds tut sich etwas.

Der LNG-Tanker „MaranGas Alexandria“war in der ver-
gangenenWoche vorderKüsteunterwegsund zog sei-
ne Kreise. Am Dienstagmorgen hat er den Hafen von
Mukran erreicht. „Entsprechend der Genehmigung für
denProbebetrieb amEnergie-Terminal ,DeutscheOst-
see’ wird in den kommenden Tagen LNG aus Norwe-

gen von dem Carrier ,Maran Gas Alexandria’ zu Test-
zwecken verladen, regasifiziert und eingespeist“, heißt
es vom Unternehmen. „Die Genehmigung für den Re-
gelbetrieb erwarten wir nach Abschluss des Probebe-
triebs in den nächsten Wochen.“ Auch die Gegner des
Vorhabens warten auf die Genehmigung. Denn in der
Gemeinde Binz, die das LNG-Terminal in den vergan-
genen Monaten immer wieder scharf kritisiert hatte,
setzt man auf die juristische Karte.

Bürgermeister Karsten Schneider hatte angekündigt,
Klage gegen die Inbetriebnahme beim Bundesver-
waltungsgericht in Leipzig einzureichen. Das LNG-
Terminal habe schwerwiegende rechtlicheund sicher-
heitstechnische Mängel. Am Ostersamstag um 18 Uhr
rufenmehrere Bürgerinitiativen zu einer Protestaktion
am Strand von Binz auf.
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ANALYSE FÜR UMWELTMINISTERIUM

Von ihrem ehemaligen Staatssekretär mitverfasst: Wie
unabhängig ist Lemkes AKW-Studie?

Eine neueUntersuchung kommt zu demSchluss, dass
die Kernenergie keine Zukunft hat. Finanziert wurde
die 274 000 Euro teure Analyse aus dem Budget von
Grünen-Politikerin Steffi Lemke, die eine enge Arbeits-
beziehung zu den beteiligten Wissenschaftlern pflegt.

In dreiWochen jährt sich erstmals die Abschaltung der
letzten drei verbliebenen Atommeiler, und bereits vor
Jahresfrist lässt sich feststellen: Deutschland hat mit
der Kernenergie abgeschlossen. Denn eine ernsthafte
Diskussion über einen Wiedereinstieg gibt es nicht –
zumindest wennman von sporadischenWortmeldun-
gen aus Wissenschaft und Opposition absieht.

„Wir brauchen die Atomkraft schlichtweg nicht“,
schrieb Bundesumweltministerin Steffi Lemke noch
am Tag des Ausstiegs, „es gibt bessere Alternativen.“
UndgabdamitdieArgumentationsliniederdeutschen
Regierung vor: Für sie war die Kernenergie ein techno-
logischer Irrweg und der Ausstieg somit nur die logi-
sche politische Konsequenz.

Studie kommt zu absehbarem Ergebnis

Einenwissenschaftlichen Beweis dafür, dass die Tech-
nologie unbrauchbar ist, hätte es daher eigentlich gar
nicht mehr gebraucht. So sollte man mehr als elf Mo-
nate nach dem Atom-Aus meinen. Erbracht wurde er
nun aber trotzdem.

Die Markteinführung von alternativen Reaktorkonzep-
ten sei zurzeit „nicht absehbar“, heißt es in einer Stu-
die, die vom Bundesamt für die Sicherheit der nu-
klearen Entsorgung (BASE) in Auftrag gegeben und am
Donnerstag veröffentlicht wurde.

In dem 600-seitigen Bericht wird die kommerziel-
le Nutzung neuer Reaktorkonzepte der sogenannten
„Generation IV“ untersucht. Und letztlich verworfen:
„Wir müssen erwarten, dass aus sicherheitstechni-
scher Sicht die möglichen Vorteile dieser Reaktorkon-

zepte von Nachteilen und den nach wie vor ungeklär-
ten Fragen überwogenwerden“, fügte BASE-Präsident
Christian Kühn bei der Studien-Vorstellung kritisch
hinzu.

Der Studie des Bundesamtes für die Sicherheit der nu-
klearen Entsorgung (BASE) wird in mehrfacher Hin-
sicht fehlendeWertneutralität vorgeworfen. Foto: IMA-
GO/Willi Schewski

Kühn war damit ganz auf der Linie von Umweltminis-
terin Lemke – was alles andere als überraschend ist.

Denneinerseits ist seineBehördedemMinisteriumder
Politikerin direkt unterstellt. Andererseits ist Kühn ein
enger Vertrauter von Lemke. Nicht nur besitzt er das
gleiche Parteibuchwie die Grünen-Politikerin, er dien-
te Lemke auch zwei Jahre lang als Staatssekretär, be-
vor die Ministerin ihn dann im Februar zum Chef der
Bundesbehörde beförderte.

Lemkes kurzer Draht zu denWissenschaftlern

Doch nicht nur mit Amtsleiter Kühn, auch mit den In-
stituten, die für die Erstellung der Studie beauftragt
wurden, verbindet die Ministerin eine enge Arbeits-
beziehung. Da wäre einerseits Studienleiter Christoph
Pistner, der für das Darmstädter Öko-Institut arbeitet:
Ihn hatte Lemke 2022 als stellvertretenden Vorsitzen-
den der staatlichen Reaktor-Sicherheitskommission
(RSK) bestellt. Das Gremium berät die Bundesregie-
rung in Fragen der Reaktorsicherheit.

Ebenfalls an der neuen Untersuchung beteiligt war
das Physikerbüro Bremen, dessen Chef, Richard Don-
derer, von Lemke 2022 die Leitung der RSK übertragen
wurde. Als dritter Studienleiter wurde schliesslich der
Volkswirt Christian von Hirschhausen eingesetzt, der
an der TU Berlin forscht. Alle drei hatten sich dabei in
den vergangenen Jahren immer wiedermit Forderun-
gen nach einemAusstieg aus der Atomenergie hervor-
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getan.

„Die Nutzung der Atomkraft zur Energie-
erzeugung hat sich in keinem Moment
der Geschichte ökonomisch gelohnt.“ -
Christian von Hirschhausen

Volkswirt von der TU Berlin

So schrieb etwa von Hirschhausen bereits 2014 in ei-
ner Analyse, dass sich die „Atomkraft jeglicher ökono-
mischen Rationalität“ entziehe. In einem Gastbeitrag
für das Öko-Institut wiederholte er seine These im ver-
gangenen Jahr: „Die Nutzung der Atomkraft zur En-
ergieerzeugung hat sich in keinem Moment der Ge-
schichte ökonomisch gelohnt. Es gibt bis heute kein
einziges Atomkraftwerk, das Geld erwirtschaftet hätte.
Ganz im Gegenteil: Es entstehen immense Verluste.“

Atomgipfel in Brüssel

Nun kann es eine legitime wissenschaftliche Position
sein, die Risiken der Kernkraft höher zu bewerten als
ihren Nutzen. Es gibt aber in der Wissenschaft auch
viele Stimmen, die es anders sehen. Und nicht nur
dort, auch in der Politik und unter Wirtschaftslenkern
weltweit durchläuft die Kernenergie gegenwärtig ein
Revival. So tagte am Donnerstag 600 Kilometer ent-
fernt, im belgischen Brüssel, der erste Atomgipfel.

„Wir verpflichten uns dazu, das Potenzial
der Nuklearenergie voll auszuschöpfen.“
- Gemeinsame Erklärung der Atomgipfel-
Teilnehmer in Brüssel

Die angereisten Staats- undRegierungschefs dermehr
als drei Dutzend Nationen waren sich am Ende des
Spitzentreffens einig: Ohne die Kernenergie wird der
klimaneutrale Umbau der Wirtschaft nicht gelingen.
„Wir verpflichten uns dazu, das Potenzial der Nukle-
arenergie voll auszuschöpfen“, hieß es in der gemein-
sam verabschiedeten Erklärung. Aus Deutschland war
indes kein Regierungsvertreter angereist.

Die Auswahl der Wissenschafter für Lemkes Studie
lässt daher Zweifel aufkommen, ob der Behörde wirk-
lich an einer wertneutralen Untersuchung gelegen
war. Auf die Frage, ob hinsichtlich der Auswahl der
Studienleiter zuvor behördenintern einemögliche Be-
fangenheit der drei Forscher diskutiert worden sei, re-
agierte BASE-Präsident Kühn am Donnerstag auswei-
chend. Man habe sich „für wirkliche Fachexperten aus
der Wissenschaft“ entschieden, versichert er nur.

Steuerzahler kostet Untersuchung eine Viertel-
million Euro

Überraschende Ergebnisse, die dem politischen Kurs
von Behörde und Ministerium zuwiderlaufen, muss-
ten alsoweder Kühn noch Lemke vor Veröffentlichung
der Studie fürchten. Zumal LemkesMinisterium auf ei-
ne lange, vertrauensvolle Kooperation mit einer der
Forschungseinrichtungen, dem Öko-Institut, zurück-
blicken kann. Dutzende Aufträge für Studien und Un-
tersuchungenhatdasMinisterium indenvergangenen
Jahren an die Darmstädter vergeben.

Allein seit Lemkes Amtsantritt im Dezember 2021 sei-
en sieben Aufträge und Zuwendungen mit einem Ge-
samtvolumen von 1,1 Millionen Euro an das Öko-
Institut vergeben worden, teilte das Ministerium auf
Anfragemit. Unddie Arbeit der Darmstädterwird auch
von anderen Grünen-Politikern gerne in Anspruch ge-
nommen, wie der Fall Robert Habeck zeigt. Sein Haus
bewilligte imgleichenZeitraumneunAufträgeundZu-
wendungen an das Institut mit einem Gesamtvolu-
men von 5,1 Millionen Euro.

FürdieUmsetzungder jetzt vorgelegtenStudiehatdas
BASE insgesamt 274 000 Euro an die Forscher bezahlt.
Das Geld kam dabei zumindest indirekt aus Lemkes
Kasse: Das Bundesamt werde als nachgeordnete Be-
hörde grundsätzlich aus dem Etat des Ministeriums
finanziert, hieß es auf NZZ-Anfrage. Die Behörde be-
streitet allerdings, dass man sich für die Studie ge-
zielt dem eigenen Haus nahestehende Institutionen
gesucht habe.

Opposition wittert Gefälligkeitsstudie

Den Beteiligten sei bei der Studie „Ergebnisoffenheit
und uneingeschränkte Freiheit in ihrer Arbeit und Ana-
lyse“ zugestanden worden. Vielmehr habe der Ver-
bund aus Öko-Institut, Technischer Universität Berlin
undPhysikerbüroBremendenZuschlagnacheiner öf-
fentlichen, europaweiten Ausschreibung erhalten. Al-
lerdings gab es auch keine Konkurrenz: „Weitere Be-
werbungen lagen nicht vor“, teilt das Amt mit.

„Wenn eine Behörde einen Auftrag an eine bestimm-
te Institution vergeben möchte, gibt es dafür durch-
aus Wege und Mittel“, sagt ein Düsseldorfer Anwalt,
der sich auf Vergaberecht spezialisiert hat, seinen Na-
men aber nicht öffentlich machen möchte. So könne
eine Behörde zum Beispiel die Anforderungen an die
Bewerber derart spezifisch ausführen, dass am Ende
nur der gewünschte Auftragnehmer infrage komme.

In der Opposition wittert man deshalb eine Gefällig-
keitsstudie: „Wenn die Studie einer nachgeordneten
Behörde für viel Geld die politische Meinung der Mi-
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nisterin bestätigt, bleibt ein fader Beigeschmack“, sagt
der stellvertretende CDU-Vorsitzende Jens Spahn.

Lemke liegt zudem sachlich falsch: „Wir könnten den
Strom der Kernkraftwerke gerade sehr gut gebrau-

chen. Denn wir sind in Spitzenverbrauchszeiten nicht
mal mehr ansatzweise in der Lage, unseren nationa-
len Bedarf ohne Importe zu decken.“ Daher sei klar:
Deutschland könne auf die Option Kernkraft derzeit
nicht verzichten.
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